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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

De nombreuses instances, tels que le Conseil suisse de la science et de la technologie
(CSST), la Conférence des recteurs des universités suisses (CRUS) ou encore le Fonds
national suisse (FNS) ont maintes fois relevé des carences de plus en plus évidentes au
niveau de la relève scientifique en Suisse. Alors que la compétitivité internationale
devient toujours plus rude, plusieurs indicateurs virent au rouge pour la Suisse, qui
jusqu’à présent se trouvait dans le peloton de tête des pays les plus avancés dans les
domaines de la recherche et de l’innovation. Un postulat qui entend prendre des
mesures pour promouvoir la relève scientifique en Suisse déposé par la CSEC-CE a été
adopté par le Conseil des Etats en juin 2012. Il charge le Conseil fédéral de la rédaction
d’un rapport sur l’efficience et l’efficacité des mesures projetées pour garantir la relève
scientifique en Suisse. De plus, il est censé proposer des alternatives à caractère
incitatif. Ce rapport devraient mettre en lumière certaines priorités, telles que la
volonté d’égalité entre femmes et hommes dans le domaine académique, la possibilité
d’augmenter le nombre de postes de professeurs assistants ou encore la nécessité
d’une attractivité salariale des études doctorales. 1

POSTULAT
DATUM: 13.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Grundschulen

Der Nationalrat schrieb das Postulat «Effizienz- und Qualitätsgewinn im Schweizer
Bildungswesen» von Thomas de Courten (svp, BL) im September 2020 im Rahmen der
Debatte zur BFI-Botschaft 2021-2024 ab. Das Postulat hatte eine Bestandesaufnahme
zur Effizienz und Qualität im Schweizer Bildungssystem gefordert, da bislang ein
Controlling oder Monitoring fehle und es deutliche Hinweise auf Effizienzprobleme im
schweizerischen Bildungswesen gebe. Diese Bestandsaufnahme wurde durchgeführt;
sie kam zum Ergebnis, dass bei Universitäten, Fachhochschulen und der Berufsbildung
in den letzten Jahren kein Effizienzverlust feststellbar sei; bei den  Fachhochschulen
könne gar von einer gestiegenen Effizienz ausgegangen werden. Für die obligatorische
Schule, die Gymnasien und die Fachmittelschulen seien hingegen keine validen
Aussagen möglich. 2

POSTULAT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR reichte im Oktober 2022 und damit im Nachgang zu einer intensiv
geführten medialen Debatte zum Thema «Mangel an adäquat qualifizierten
Lehrpersonen» vier Vorstösse zu ebendieser Thematik ein. Während sich eine Motion
und ein Postulat den Zulassungsbedingungen für das Studium an den Pädagogischen
Hochschulen widmeten, wurde der Bundesrat im Postulat 22.4265 aufgefordert,
gemeinsam mit den Kantonen und den PH einen Bericht zu den Gründen, die aus Sicht
der Lehrkräfte für oder gegen den Verbleib im Beruf als Lehrperson sprechen, zu
verfassen. Im Postulat 22.4266 forderte die WBK-NR, dass der Bundesrat in
Zusammenarbeit mit den Kantonen und der SKBF grundlegende nationale
Schulreformen systematisch evaluieren solle. Dabei müssten insbesondere die
Auswirkungen der einzelnen Reformen auf die Schülerinnen und Schüler sowie auf die
Lehrpersonen überprüft werden. Die Kommission wies in der Begründung darauf hin,
dass eine Studie ergeben habe, dass Schulreformen zu den wichtigsten
Kündigungsgründen der Lehrpersonen gehörten. Beide Postulate beantragten
Kommissionsminderheiten Kutter (mitte, ZH) sowie der Bundesrat zur Ablehnung. Sie
argumentierten, dass sowohl die Ausbildung der Lehrpersonen für die obligatorische
Schule als auch die geforderte Evaluation zu den durchgeführten Reformen im
Kompetenzbereich der Kantone und der EDK liegen würden und die Kantone deshalb
selbst Untersuchungen durchführen oder geeignete Massnahmen ergreifen sollten. 3

POSTULAT
DATUM: 28.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Berufsbildung

Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) forderte in einem im Frühjahr 2021
eingereichten Postulat, dass Massnahmen geprüft werden, um zu verhindern, dass
Studierende und Lernende der Berufsbildung aufgrund der Covid-19-Pandemie
diskriminiert werden. Der Bundesrat solle dazu unter anderem untersuchen, inwiefern
den Auszubildenden Wissenslücken drohen und wie sich diese auf die Qualität der
Diplome und in der Folge auch auf die Chancen auf dem Arbeitsmarkt auswirken
können und dazu einen Bericht vorlegen. Die Postulantin wollte ebenfalls wissen, ob
Bund und Kantone Massnahmen planen – beispielsweise einen runden Tisch mit den
Sozialpartnern –, um den Menschen zu helfen, die ihre Ausbildung aufgrund der
Auswirkungen der Pandemie nicht mit einem Diplom abschliessen können.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Dieses wurde in der
Sommersession 2021 von Nationalrat diskussionslos angenommen. 4

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Hochschulen

Der Personalstopp an den Eidgenössischen Technischen Hochschulen war auch in
seinem zehnten Jahr heftig umstritten. Erneut bekräftigte der Lehrkörper der beiden
ETH seine Befürchtung, dass die fortschreitende Verschlechterung der
Betreuungsverhältnisse die Qualität der Ausbildung ernsthaft bedrohe. Eine weitere
Folge des Personalstopps war die Aufhebung von Professuren und Instituten, um
Kapazitäten für neue, aktuelle Forschungs- und Lehraufgaben freizubekommen. Die
ETH Zürich hatte in den letzten zehn Jahren gegen 200 Stellen umgelagert und 5
Institute geschlossen; neu aufgebaut wurden damit beispielsweise die Abteilung für
Informatik und das Institut für Biotechnologie. 1984 beschloss der Schweizerische
Schulrat im Zuge dieser Mittelumverteilung, das Institut für Hochbauforschung
aufzuheben. Ausdruck des Primats der Sparpolitik vor einer weiterblickenden
Bildungspolitik, aber auch eine Folge von divergierenden bildungspolitischen
Konzeptionen war die ablehnende Haltung des St. Galler Grossen Rates gegenüber dem
Projekt einer Hochschule für klinische Medizin. Mit dem Beschluss des Parlamentes auf
Nichteintreten wurden die langjährigen St. Galler Ausbaupläne begraben. 5

POSTULAT
DATUM: 05.10.1984
WERNER SEITZ

Der Nationalrat überwies ein Postulat Zbinden (sp, AG) und ersuchte damit den
Bundesrat, einen Überblick über die finanzielle Beteiligung der Studierenden an der
Studienfinanzierung auf Tertiärstufe vorzulegen und diesen bildungspolitisch und
gesellschaftspolitisch zu würdigen. Aufgrund der erarbeiteten Informationen solle sich
der Bund beim Einbezug der Studierenden in die Finanzierung ihrer Ausbildung für
einheitliche, sozial und regional zugangsgerechte und bildungsökonomisch sinnvolle
Modellösungen einsetzen. 6

POSTULAT
DATUM: 05.10.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Rahmen der Budgetdebatte erhöhte der Ständerat im Einverständnis mit dem
Bundesrat den Kredit an die kantonalen Hochschulen um zusätzliche 32 Mio Fr. Ein
Antrag Plattner (sp, BS) auf eine verstärkte Hochschulförderung und eine Beibehaltung
des Wachstums von 8% gegenüber dem laufenden Jahr auch in den Jahren 2003 und
2004, löste eine bildungspolitische Debatte über die Sicherstellung des
Universitätsniveaus aus, wurde aber schliesslich abgewiesen. Der Nationalrat folgte
hierbei dem Ständerat. Ein Postulat Pelli (fdp, TI), welches die Prüfung einer Erhöhung
der Investitionsbeiträge an die Hochschulen verlangt und anregt, der Bund solle
rechtzeitig seinen Verpflichtungen nachkommen und insbesondere Anzahlungen
leisten, wurde vom Nationalrat in seiner Herbstsession überwiesen. 7

POSTULAT
DATUM: 26.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Gemäss einer auf Zahlen von 1998 basierenden Studie der OECD ist die Schweiz das
Land mit dem zweithöchsten Anteil von ausländischen Studenten. Auf 1000
Studierende an einer Schweizer Hochschule kommen 160 Studenten aus dem Ausland.
Lediglich Luxemburg (305) weist einen noch höheren Anteil auf. Es folgen Australien
(126), Österreich (115) und Grossbritannien (108). Die Nachbarländer Deutschland (81)
und Frankreich (73) befinden sich im Mittelfeld, die USA (32) am unteren Ende der Skala.
Umgekehrt verlassen 45 von 1000 Schweizer Studentinnen und Studenten das Land, um
ihr Studium im Ausland weiter zu führen. Unter den ausländischen Personen, die sich
an einer Schweizer Hochschule ausbilden lassen, stellen die Studierenden aus
Deutschland fast einen Viertel (22,4%), gefolgt von Italien (15,6%), Frankreich (10,6%)

POSTULAT
DATUM: 12.12.2002
MARIANNE BENTELI
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und Spanien (6,0%). Der Nationalrat nahm ein Postulat Neirynck (cvp, VD) an, das den
Bundesrat ersucht zu prüfen, welche Änderungen des geltenden Rechts nötig sind,
damit die ausländischen Forscher, die an Schweizer Hochschulen ausgebildet werden,
besser integriert und vermehrt dazu angeregt werden, nach dem Studium in der
Schweiz zu arbeiten. 8

Ein Postulat der nationalrätlichen WBK passierte die grosse Kammer und lud den
Bundesrat ein, zusammen mit den Kantonen für geeignete Einrichtungen bzw.
Stiftungen an den Hochschulen zu sorgen, um Spenden, Legate und allgemeine
Zuwendungen an Bildungs- und Forschungsinstitute zu fördern. Diese Zuwendungen
sollen zudem steuerlich begünstigt werden. Der Bundesrat hatte eine Ablehnung des
Vorstosses empfohlen, sah er es doch nicht als seine Aufgabe an, den Kantonen und
kantonalen Hochschulen die Gründung von Stiftungen oder anderen Einrichtungen zur
Anziehung von Drittmitteln vorzuschreiben. 9

POSTULAT
DATUM: 06.05.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Ein Postulat der nationalrätlichen WBK, das vom Bundesrat einen Bericht über die
mögliche zusätzliche Finanzierung des Istituto svizzero di Roma durch die Stiftung Pro
Helvetia nebst dem Bundesamt für Bildung und Wissenschaft (BBW) verlangt, wurde
vom Nationalrat entgegen einem Ablehnungsantrag Pfister (svp, SG) überwiesen. Die SVP
hatte sich laut Pfister nicht gegen das sich in finanziellen Schwierigkeiten befindende
Institut an sich wehren wollen, sondern gegen die Einforderung eines Berichtes, hinter
der sich die klare Forderung nach einem Erhalt des Instituts unter allen Umständen
verstecke – ein angesichts desolater Bundesfinanzen unannehmbares Vorgehen. Mit
finanziellen Schwierigkeiten kämpfte auch die Schweizerschule in Rom und sah sich
angesichts stetig wachsender Schülerinnen- und Schülerzahlen gezwungen, nach
zusätzlichen Räumlichkeiten zu suchen. Rund 410 Kinder und Jugendliche wurden im
Berichtsjahr an dieser Schweizerschule unterrichtet, wobei die Platznot immer öfter
die Ablehnung neuer Schülerinnen und Schüler zur Folge hatte. 10

POSTULAT
DATUM: 25.09.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat Riklin (cvp, ZH), welches vom
Bundesrat verlangt, bei der zukünftigen Hochschulfinanzierung verstärkt qualitative
Aspekte zu berücksichtigen und die Hochschulen nicht lediglich durch Pro-Kopf-
Beiträge pro Studierende zu unterstützen. Letzteres sei zu einseitig und verleite die
Schulen dazu, ohne Rücksicht auf die Qualität möglichst viele Studierende anzuwerben,
weil dies zusätzliche Gelder einbringe. 11

POSTULAT
DATUM: 16.12.2004
MAGDALENA BERNATH

In der Frühlingssession überwies der Ständerat ein Postulat Ory (sp, NE) betreffend
einen Aktionsplan zur Uno-Weltdekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung 2005-
2014“. Der Bundesrat beabsichtigt, mit der BBT-Botschaft für die Jahre 2008-2011
wissenschaftliche Schwerpunkte zu setzen, die auch das Thema nachhaltige
Entwicklung beinhalten können. 12

POSTULAT
DATUM: 15.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat Widmer (sp, LU). In seiner
Erläuterung zum Vorstoss hielt der Bundesrat fest, um das Gleichgewicht zwischen
Lehre und Forschung zu fördern, beabsichtige er, in der Botschaft zum neuen
Hochschulgesetz entsprechende Steuerungsmechanismen vorzuschlagen. 13

POSTULAT
DATUM: 17.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos stimmte der Ständerat einem Postulat Fetz (sp, BS) zu, das Massnahmen
zur Erhöhung des Frauenanteils in den Studienbereichen Mathematik,
Naturwissenschaften und Technik verlangt. Ebenfalls überwiesen wurde ein Postulat
David, das vom Bundesrat Auskunft verlangt über die getroffenen Vorkehrungen zur
Qualitätssicherung der Universitäten. 14

POSTULAT
DATUM: 06.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Ein Postulat der WBK des Ständerates forderte den Bundesrat auf, zu prüfen, wie im
Rahmen der Umsetzung der Bologna-Deklaration die Übergänge von den alten zu den
neuen Systemen organisiert werden. Im Besonderen sei zu prüfen, wie der Grundsatz
der Durchlässigkeit und der Gleichbehandlung von Bachelordiplomen, die an anderen
schweizerischen oder ausländischen Universitäten erworben wurden, von den
verschiedenen Hochschulen umgesetzt wird. Der Ständerat nahm das Postulat an. 15

POSTULAT
DATUM: 19.06.2007
LINDA ROHRER

Die grosse Kammer billigte ein Postulat Markwalder (fdp, BE), welches das Umwelt- und
Nachhaltigkeitsmanagement von Universitäten, Fachhochschulen und Berufsschulen
im Rahmen der Akkreditierungs- und Qualitätssicherungsverfahren fördern will. 16

POSTULAT
DATUM: 20.06.2007
MAGDALENA BERNATH

Ein vom Nationalrat überwiesenes Postulat Müller-Hemmi (sp, ZH) forderte den
Bundesrat auf, die Führungsstruktur des ETH-Bereichs zu überprüfen. Dazu wurde der
Bundesrat ersucht, einen Bericht über die Organisation des ETH-Bereiches für die
Sicherung der Qualität, der Führung und Steuerung des ETH-Bereichs vorzulegen und
einen allfälligen Verbesserungsbedarf aufzuzeigen. Ausserdem sollte der Bericht
darlegen, was für die Beibehaltung des ETH-Rates spricht, wie die Autonomie der
Schulen gestärkt werden könnte und welche alternativen Steuerungsinstrumente es
gäbe. 17

POSTULAT
DATUM: 04.10.2007
LINDA ROHRER

Ein Postulat Hochreutener (cvp, BE) wollte den Bundesrat beauftragen, dem Parlament
einen Bericht über Stand, Probleme und Perspektiven der mathematischen,
naturwissenschaftlichen und technischen Bildung auf Fachhochschul- und
Universitätsniveau in der Schweiz vorzulegen. Begründet wurde das Postulat damit, dass
die Zukunft des Werkplatzes Schweiz, der durch die Herstellung von Produkten mit
hoher Wertschöpfung charakterisiert ist, stark von der Verfügbarkeit qualifizierter
Arbeitskräfte im mathematischen, naturwissenschaftlichen und technischen Bereich
abhängt. Sowohl Klagen von Unternehmen als auch die Besetzung solcher Stellen mit
Migranten weisen auf einen Mangel entsprechend qualifizierter einheimischer
Arbeitskräfte hin. Der Bundesrat wollte das Postulat zusammen mit dem Postulat Fetz
(sp, BS), welches sich mit dem Aspekt der Frauenförderung in diesem Bereich
auseinandersetzt, bearbeiten und beantragte daher dessen Annahme. Der Nationalrat
stimmte diesem Antrag zu [41]. Ebenfalls in den Bericht des Bundesrates aufgenommen
werden soll das Anliegen des Postulats Recordon (gp, VD), dem Parlament einen Bericht
über den Mangel an Fachleuten in wissenschaftlichen Berufen in der Schweiz
vorzulegen und darin auszuführen, welche Massnahmen er treffen will, um dieses
Problem zu lösen oder zumindest zu entschärfen. Der Nationalrat nahm auch dieses
Postulat an. 18

POSTULAT
DATUM: 04.10.2007
LINDA ROHRER

Ein vom Nationalrat angenommenes Postulat Markwalder Bär (fdp, BE) beauftragte den
Bundesrat, die Vor- und Nachteile der Monopolstruktur im Akkreditierungs- und
Qualitätswesen der schweizerischen Universitäten darzulegen sowie Alternativen
aufzuzeigen. Das Organ für Akkreditierung und Qualitätssicherung (OAQ) ist die einzige
Stelle in der Schweiz, welche universitäre Institutionen oder Lehrgänge akkreditieren
kann. Über das Verfahren, das die OAQ durchführt, entscheidet anschliessend die
Schweizerische Universitätskonferenz (SUK). Da die Kantone Auftraggeber der SUK sind
und gleichzeitig Träger der Universitäten, überprüft formell gesehen der Beauftragte
(SUK) seinen Auftraggeber (Kanton), was, nach Ansicht der Postulantin, der
Qualitätssicherung nicht dienlich ist. 19

POSTULAT
DATUM: 05.10.2007
LINDA ROHRER

Ein Postulat Widmer (sp, LU) beauftragt den Bundesrat zu prüfen, weshalb in der
Schweiz das Interesse an natur- und ingenieurwissenschaftlichen Studien im Vergleich
zu anderen OECD-Ländern gering ist und welche Massnahmen zu ergreifen wären, um
die Motivation für solche Studiengänge zu erhöhen. Mit einem weiteren Postulat
forderte Widmer eine umfassende Evaluation der bisherigen Implementierung der
Bologna-Reform. Dabei sollen insbesondere die Bereiche Mobilität, Vergabe und
Anerkennung der ECTS-Punkte, Studienfinanzierung, Gleichstellung und
Qualitätssicherung untersucht werden. Die beiden Vorstösse wurden vom Nationalrat
überwiesen. 20

POSTULAT
DATUM: 12.06.2008
ANDREA MOSIMANN
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In der Herbstsession stimmte der Nationalrat einem Postulat Häberli-Koller (cvp, TG) zu,
welches den Bund verpflichtet, die Eintrittskriterien für die Zulassung zu den
Fachhochschulen zu überprüfen. Im Vordergrund steht dabei die Frage, ob die
Anforderungen, welche an Absolventen von Mittelschulen gestellt werden, in allen
Fachbereichen nach den gleichen Massstäben beurteilt werden oder ob es gewisse
Studiengänge gibt, in welchen die Überprüfung nicht mit der nötigen Sorgfalt
vorgenommen wird. 21

POSTULAT
DATUM: 02.10.2008
ANDREA MOSIMANN

In der Herbstsession nahm der Nationalrat ein Postulat seiner Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur mit 148 zu 4 Stimmen deutlich an. Der Bundesrat muss
nun prüfen, wie er die Titelverordnung zu ergänzen oder abzuändern gedenkt, damit
weiterhin neben den internationalen Titeln auch die in der Schweiz bisher üblichen
Bezeichnungen wie Ingenieur/Ingenieurin, Architekt/Architektin,
Sozialarbeiter/Sozialarbeiterin geführt werden können. 22

POSTULAT
DATUM: 22.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat überwies in der Wintersession oppositionslos ein Postulat David (cvp,
SG), welches den Bundesrat beauftragt, die Bologna-Reform gründlich zu analysieren.
Dabei soll er in erster Linie prüfen, ob die 1999 gesetzten Ziele erreicht wurden, welche
Ziele für die Zukunft bestehen und inwieweit Massnahmen erforderlich sind, um
Schwächen der Reform zu beheben. 23

POSTULAT
DATUM: 09.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat überwies im Berichtsjahr ein Postulat Noser (fdp, ZH), welches den
Bundesrat beauftragt, Massnahmen zu prüfen, mit denen eine gesamtschweizerische
Exzellenzförderung auf den Stufen Bachelor und Master aufgebaut werden kann.
Ebenfalls gutgeheissen hat er ein Postulat Schmid-Federer (cvp, ZH) für eine
Verbesserung der wissenschaftlichen Nachwuchsförderung. Die Regierung muss im
Rahmen der Botschaft für Bildung, Forschung und Innovation 2013-2016 aufzeigen, mit
welcher Strategie und welchen Massnahmen die wissenschaftliche
Nachwuchsförderung durch Bundesmittel gezielt verbessert werden könnte. 24

POSTULAT
DATUM: 18.03.2010
ANDREA MOSIMANN

In der Wintersession beschäftigte der zunehmende Anteil ausländischer Studierender
auch das Parlament. Der Ständerat überwies ein Postulat Bischofberger (cvp, AI),
welches den Bundesrat beauftragt, den zum Teil massiven Zustrom von Studierenden
aus dem Ausland zu analysieren und aufzuzeigen, wie diese Entwicklung gesteuert
werden könnte. Dabei soll er insbesondere eine Erhöhung der Studiengebühren für
ausländische Studierende und die Einführung von obligatorischen Aufnahmeprüfungen
für Studienanwärterinnen und -anwärter aus dem Ausland prüfen. Ein gleichlautendes
Postulat Pfister (cvp, ZG) wurde auch vom Nationalrat gutgeheissen. 25

POSTULAT
DATUM: 01.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Ein Postulat Bieri (cvp, ZG) beschäftigte sich mit der vergleichsweise tiefen Quote an
eigenem Wissenschaftsnachwuchs an Schweizer Universitäten. Dieser ist halb so hoch
wie an skandinavischen Hochschulen. Der Ständerat nahm das Postulat in der
Sommersession an. Es fordert den Bundesrat dazu auf, im Rahmen der BFI-Botschaft
2013–2016 zu prüfen, mit welchen Strukturmassnahmen die Attraktivität der Schweizer
Hochschulen für eigene Forschungskräfte gesteigert werden könnte um den Anteil der
Schweizer Forschenden am universitären Mittelbau landesweit zu erhöhen. 26

POSTULAT
DATUM: 14.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Mit einer Interpellation und einem Postulat brachte der Zuger CVP-Nationalrat Gerhard
Pfister (cvp, ZG) die Besorgnis verschiedener Akteure über die unzureichende
Betreuungssituation, die Infrastrukturengpässe und die befürchteten
Qualitätseinbussen an den Schweizerischen Hochschulen in den Rat ein. Mit Hinweis
auf die Verdoppelung der Anzahl ausländischer Studierender in den vergangenen 20
Jahren auf einen Gesamtanteil von knapp einem Fünftel stellte er die Frage nach dem
Finanzierungsmodusder Studienplätze. Zudem verlangte er Auskunft über allfällige
Unterschiede zwischen Schweizern und Ausländern in Bezug auf die finanzielle
Beteiligung der Studierenden selbst sowie der öffentlichen Hand. Das Postulat forderte
den Bundesrat auf zu prüfen, wie die durch ausländische Studierende besetzten
Studienplätze durch ihre Herkunftsstaaten mitfinanziert werden könnten. In seiner

POSTULAT
DATUM: 22.12.2011
SUZANNE SCHÄR
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Antwort verwies der Bundesrat auf das grosse wissenschaftliche und wirtschaftliche
Potenzial internationaler Mobilität und er schlug vor, die Abgeltungsmodalitäten im
Rahmen der Schweizerischen Hochschulkonferenz zu klären. Sie kann im Rahmen des
neuen HFKG Empfehlungen zu den Studiengebühren abgeben. Zudem steht es ihr zu,
den Zulauf ausländischer Studierender über Planungsinstrumente wie die
Finanzplanung zu steuern. Der Nationalrat nahm das Postulat in der Dezembersession
stillschweigend an, verschob hingegen die Diskussion zur Interpellation. 27

A la suite du rapport sur la relève scientifique établi par le Conseil fédéral, la
Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-
CE) a décidé de déposer un postulat qui espère la mise en œuvre d’un programme
incitatif en vue de transformer les structures des carrières dans les hautes écoles
suisses. La CSEC-CE, par l’intermédiaire du rapport sur la relève scientifique, constate
des difficultés liées à la phase postdoctorale. Afin d’y remédier, le postulat propose
d’augmenter le nombre de postes de professeur assistant en prétitularisation
conditionnelle, aussi nommé «tenure track». Cette augmentation doit être motivée par
un soutien financier subsidiaire pour chaque poste créé. Ce «programme spécial» doit
ainsi offrir des perspectives d’évolution de carrière au sein de la recherche suisse. Le
Conseil fédéral, qui propose d’accepter le postulat, explique que des mesures pour
promouvoir la relève scientifique suisse vont être intégrées au message FRI 2017-2020.
La CSEC-CE a précisé que la situation actuelle des chercheurs suisses était très
difficile. Selon elle, il faut protéger la relève académique suisse et offrir un avenir
prometteur aux scientifiques de notre pays. Le postulat a été accepté par le Conseil des
Etats. 28

POSTULAT
DATUM: 04.12.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Der Bundesrat wurde mit dem Postulat «Anreizprogramm für einen Umbau der
Karrierestrukturen an Schweizer Hochschulen» der WBK-SR beauftragt, in der BFI-
Botschaft 2017-2020 die Bereitstellung substantieller Mittel für ein Sonderprogramm zu
prüfen, das den Hochschulen direkte Anreize zur Behebung gewisser Probleme auf der
Postdoc-Stufe geben sollte. Der Bundesrat beantragte die Abschreibung des Postulats,
nachdem er in der BFI-Botschaft 2017-2020 im Kapitel zu den Förderschwerpunkten
die bestehenden und geplanten Massnahmen der Hochschulen, des SNF und des
Bundes zum wissenschaftlichen Nachwuchs erläutert hatte. Der Ständerat stimmte der
Abschreibung im Herbst 2016 zu. 29

POSTULAT
DATUM: 13.09.2016
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Rahmen der BFI-Botschaft 2017-2020 hatten die eidgenössischen Räte einen
Sonderkredit von CHF 100 Mio. mit dem Ziel bewilligt, die Anzahl der jährlichen
Abschlüsse in Humanmedizin bis ins Jahr 2025 von 950 auf 1'200 bis 1'300 zu erhöhen.
Die Bundesfinanzierung sollte im Jahr 2020 auslaufen, danach sollten die Kantone in
die Bresche springen und die Finanzierung übernehmen, um das gesetzte Ziel zu
erreichen. Mit einem Postulat forderte Christine Bulliard-Marbach (cvp, FR) den
Bundesrat auf, die Umsetzung dieser Massnahmen zur Schaffung von Studienplätzen in
der Humanmedizin zu beurteilen. Er solle aufzeigen, wie die CHF 100 Mio. verteilt
wurden, wie viele zusätzliche Studienplätze bis 2020 geschaffen wurden und ob die
Kantone bereit seien, die Finanzierung nach 2020 fortzuführen. Die BFI-Botschaft
2021-2024 solle anschliessend den Ergebnissen dieses Berichts Rechnung tragen. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates; der Nationalrat folgte diesem
Antrag Ende September 2018 stillschweigend. 30

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
SAMUEL BERNET

Christian Wasserfallen (fdp, BE) beantragte die Berufs-, Laufbahn- und
Studienberatung (BLSB) zu stärken und forderte den Bundesrat in einem Postulat auf,
eine nationale Strategie in diesem Bereich zu entwickeln und die Kantone in ihrer
Eigeninitiative zu stärken. Ausserdem solle der Bundesrat prüfen, wie der Bund bei
diesem Thema selbst aktiv werden könne und welche gesetzlichen Grundlagen dafür
geschaffen werden müssten.
Der Bundesrat war bereit, zu prüfen, mit welchen Massnahmen die BSLB gestärkt
werden könne und beantragte die Annahme des Postulates.
In der nationalrätlichen Debatte monierte Jean-François Rime (svp, FR), dass das
Postulat der Verwaltung zwar einen Haufen Arbeit bringe, und dem Nationalrat später
einen Bericht; dieser würde jedoch keinen grossen Mehrwert bringen. Zudem liege der
BSLB-Bereich klar in der Zuständigkeit der Kantone und nicht des Bundes. Folglich

POSTULAT
DATUM: 21.03.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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stimmte die SVP gegen das Postulat, erhielt von anderen Fraktionen aber kaum
Unterstützung: Der Nationalrat nahm das Anliegen mit 119 zu 63 Stimmen bei einer
Enthaltung deutlich an. 31

Im Mai 2020 reichte die WBK-SR einstimmig ein Postulat ein, welches sich auf die
Unterstützung von nationalen Forschungseinrichtungen im Rahmen der BFI-Botschaft
2021-2024 bezog. Der Bundesrat hatte in dieser Botschaft den
Technologiekompetenzzentren und den Forschungsinfrastrukturen eine gewisse
Priorität eingeräumt. Den nationalen Forschungsinstitutionen, wie beispielsweise der
Schweizerischen Friedensstiftung Swisspeace oder dem Schweizerischen Tropen- und
Public Health-Institut, kam dabei nur eine nachgeordnete Priorität zu. Der Bundesrat
solle erläutern, wie die Bundesbeiträge an nationale Forschungseinrichtungen ab
2025, also ab der übernächsten BFI-Periode, ausgerichtet werden können, dies mit
dem Ziel, dass es zu keiner Streichung dieser Beiträge komme. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Die kleine Kammer nahm das
Postulat in der Sommersession 2020 stillschweigend an. 32

POSTULAT
DATUM: 17.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat schrieb das Postulat «Schaffung von Studienplätzen in Humanmedizin.
Bilanz der Massnahme des Bundes und Perspektiven» von Christine Bulliard-Marbach
(cvp, FR) im September 2020 im Rahmen der Debatte zur BFI-Botschaft 2021-2024 ab.
Der Bundesrat war mit dem Postulat dazu aufgefordert worden, über die Wirksamkeit
der Spezialfinanzierung des Bundes zu berichten, welche das Ziel verfolgt, die Anzahl an
Studienplätzen in der Humanmedizin zu erhöhen. Diesem Anliegen sei er in der BFI-
Botschaft 2021-2024 nachgekommen. 33

POSTULAT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ein im Sommer 2020 eingereichtes Postulat der WBK-NR forderte eine Auslegeordnung
bezüglich einer möglichen Schweizer Assoziierung an internationale Programme im
Bereich der internationalen Zusammenarbeit und Mobilität für die Zeit nach Ende des
Programms Erasmus+. Der Bundesrat erklärte sich bereit, einen solchen Bericht im
ersten Halbjahr 2021 zu veröffentlichen. Er sei gegenwärtig ohnehin daran, die
Zweckmässigkeit einer Assoziierung an das zukünftige EU-Bildungsprogramm Erasmus
2021-2027 zu prüfen. Der Nationalrat nahm das Postulat in der Herbstsession 2020
stillschweigend an. 34

POSTULAT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das im Jahr 2014 gegründete Schweizerische Zentrum für Islam und Gesellschaft
(SZIG) in Freiburg stand im Zentrum eines im Juni 2021 eingereichten Postulats von
Piero Marchesi (svp, TI). Marchesi forderte von der Regierung einen umfassenden
Bericht über dieses Zentrum und seine Tätigkeiten. Zudem sei zu prüfen, ob die
Voraussetzungen für eine Streichung der finanziellen Mittel des Bundes gegeben seien.
Der Postulant erläuterte, dass das SZIG, das der Universität Freiburg angegliedert sei,
Glaube und Wissenschaft miteinander vermische. So habe eine Direktorin des SZIG
beispielsweise darauf hingewiesen, wie das Schweizer Recht ausgelegt werden kann,
«dass ein Sohn beim Erben im Verhältnis zu seiner Schwester begünstigt wird, wie es im
islamischen Recht vorgesehen ist».
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Dieses wurde vom Nationalrat in
der Herbstsession 2021 stillschweigend angenommen. 35

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Mehrheit der WBK-NR forderte mit einem im April 2022 eingereichten Postulat eine
Bestandesaufnahme zu den Themen Prekarität, Gleichstellung und akademischer
Nachwuchs beim Mittelbau der Schweizer Hochschulen. Der Bundesrat solle dabei
insbesondere prüfen, ob mehr stabile Stellen für Postdoc-Forschende geschaffen
werden können. Zudem bat die Kommission um Antworten auf eine Reihe von Fragen,
so beispielsweise, mit welchen Massnahmen gleichzeitig die Prekarität bekämpft und
die Gleichstellung in der Nachwuchspolitik gefördert werden kann und welche
Gesetzesänderungen notwendig wären, um mehr von ebendiesen stabilen Stellen
(bswp. Tenure-Track-Professuren oder Lehr- und Forschungsbeauftragte) zu schaffen.
Nicht zuletzt wurde auch die Kompetenzaufteilung angesprochen: Die WBK-NR wollte
wissen, welche Handlungen ergriffen werden müssten, um auch die Kantone von diesen
Plänen zu überzeugen. Eine starke Minderheit um Christian Wasserfallen (fdp, BE)
beantragte die Ablehnung des Postulats. Auch der Bundesrat sprach sich für dessen

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Ablehnung aus. Er verwies zum einen auf die diesbezügliche Zuständigkeit der
Hochschulen respektive des ETH-Rates. Zum anderen rief er in Erinnerung, dass die
zuständigen Institutionen – die Hochschulen und der SNF – auf Basis des Berichts
«Massnahmen zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses in der Schweiz» in
Erfüllung des Postulats 12.3343 der WBK-SR bereits einiges unternommen hätten, um
die Situation des akademischen Nachwuchses zu verbessern. Schliesslich wies der
Bundesrat auch darauf hin, dass die grosse Mehrheit des akademischen Nachwuchses
nicht an den Hochschulen bleiben werde, sondern in anderen Bereichen wie der
Privatwirtschaft oder der Verwaltung arbeiten werde. Um diese Personen zu
unterstützen, hätten die Hochschulen ebenfalls bereits Massnahmen getroffen, wie
etwa im Bereich der Laufbahnberatung.
Das Geschäft gelangte in der Sommersession 2022 in den Nationalrat. Dort erläuterte
Sandra Locher Benguerel (sp, GR) seitens der Kommissionsmehrheit, dass dieses
Postulat auf zwei Petitionen zurückgehe, wovon eine aus der Frauensession (Pet.
21.2051) und eine aus Mittelbau-Kreisen der Universitäten (Pet. 21.2026) stammte. Die
Kommissionssprecherin bemängelte, dass 80 Prozent des wissenschaftlichen Personals
der Hochschulen lediglich über befristete Verträge verfüge, wobei die Gehälter zudem
oft niedrig seien. Viele Forschende brächen daher ihre wissenschaftliche Karriere ab.
Dies käme einer Talentabwanderung gleich und schwäche in der Folge das Potential der
Schweizer Wissenschaft und des Wirtschaftsstandorts Schweiz. Vor dem Hintergrund
der Nichtassoziierung der Schweiz an Horizon Europe verschärfe sich diese Problematik
zudem weiter. Christian Wasserfallen schätzte die Situation ganz anders ein. Seitens
der Kommissionsminderheit argumentierte er, dass die Forschung nun einmal
projektorientiert funktioniere; die geforderten Festanstellungen liefen diesem System
zuwider. Die Forderung der Kommissionsmehrheit führe dazu, dass die
entsprechenden Personen festangestellt und sodann an Projekten mitarbeiten würden,
für die sie eventuell gar keine Expertise oder das notwendige Interesse mitbringen
würden. Es sei auch nicht zielführend, die Forschenden in «eine Akademikerkarriere
hineinzubugsieren, wenn sie sowieso keine Chance haben, auf der Karriereleiter nach
oben zu kommen». Wasserfallen schloss seine Ausführungen mit der Kritik, dass die
Kommissionsmehrheit die Anstellungsbedingungen an den Hochschulen bestimmen
wolle; dies sei nichts anderes als Mikromanagement. Die Mehrheit des Nationalrats
sprach sich dennoch für Annahme des Postulates aus; dem Vorstoss stimmten 105
Personen zu, 73 stimmten dagegen und 3 enthielten sich der Stimme. Die ablehnenden
Stimmen stammten von den fast geschlossen stimmenden SVP- und FDP.Liberalen-
Fraktionen sowie von einer Person aus der Mitte-Fraktion. 36

Nadine Masshardt (sp, BE) forderte den Bundesrat im Herbst 2020 auf zu prüfen, «ob
Berufs- und Fachmaturanden einen direkten Zugang zu einem universitären Lehrgang
in ihrem erlernten Fachbereich ohne Passerelle gewährt werden kann». Masshardt
argumentierte, dass die Passerelle einen grossen Aufwand und somit ein Hindernis auf
dem Weg zum Hochschulstudium darstelle. Dies widerspreche der Prämisse der
Durchlässigkeit des Schweizer Bildungssystems und des lebenslangen Lernens. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Er vertrat die Ansicht, dass ein
direkter Zugang zum universitären Hochschulstudium für Absolvierende der Berufs-
oder Fachmaturität dem Ziel widerspreche, die Profile der tertiären
Bildungseinrichtungen zu schärfen. Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession
2022 mit dem Postulat und nahm dieses mit 149 zu 31 Stimmen bei 3 Enthaltungen
deutlich an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Minderheiten der SVP- und der
Mitte-Fraktionen. 37

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Forschung

Im August 2020 reichte die WBK-NR ein Postulat mit dem Titel «Keine Streichung von
Bundesbeiträgen an nationale Forschungseinrichtungen» ein. Es ist gleichlautend wie
das bereits von ihrer Schwesterkommission eingereichte Postulat 20.3462. Der
Bundesrat beantragte dieses Postulat, wie bereits das identische Postulat der WBK-SR,
zur Annahme. Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Herbstsession 2020
stillschweigend an. 38

POSTULAT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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